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Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Vogel 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen : 

Der Aussciiiiß hai die V berzeugung gewonnen, daß der deutschen Filmwirt- 

sthafi in der Bundesrepublik und in Groß-Berlin (West) so rasch wie niöglidi 

geholfen werden muß, und schlägt daher folgende Maßnahmen vor: 

Die Biimlesregienmg wird ersucht, 

1. in den Haushaltsvoranschlag 1950/51 einen Betrag bis zu 20 Millionen DM 
für Ausfallbilrgsthaften für die deutsche Filmherstellung im Rahmen der 
am 1. April 1950 vorhandenen Aiclierkapazität einzusetzen, 

2. erneut Vorstei liiiigen bei der Hohen Kommission zu erheben, um das 
Ufa- Vermögen so rasch wie möglich in ßundeshancl zu überführen, 

5. die KinfiiJir ausländischer Filme der deutschen Deviscidage durch Ein- 
beziehung in die Handelsverträge anziipassen und die Ausfuhr deutscher 
Filme nach Kräften zu steigern, 

4. einen Entwurf auszuarheiten, der zur Förderung der deutschen Filmpro- 
duktion eine Prädikatisierung und Auszeichnungen der besten Jahreslei- 
stungen vorsieht. 

Die Bundesregierung wird weiter ersucht, bei eleu Ländern auf die Wieder- 
herstellung der frülier eiiiheitlidien Vergnügungssteiierliödistsätze und auf 
die einheitliche steuerliche BegünstigungprädikatisierterFiline hinzuwirken. 


Bonn, den 25. März 1950 


Der Aussdiuß für Fragen der Presse, 
des Rundfunks und des Films 

Dr. Vogel 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Orttck : Peter Meier, ßoleOorf-Siegbars 
AllelnaVcrtrIeb: Or. Htit« Heger, l^tibernadi, ßrclce^StraSe 30j 
«nb Wlcababcn, Nietzidiellr. i 



Anlage 


Der Ausschuß hat zu Punkt 1 die folgenden Empfehlungen an die Biiiides- 

regieruiig beschlossen : 

1. Die von dem Bundesfinanzniinisteriuiii in dem Haushaltsvoranschlag 
1950/51 einzusetzeiiden bis zu 20 Millionen DM Ausfallbürgschaftcn 
sollten aiisschliefilich der Kilniproduktion zur Verfügung gestellt werden. 

2. Der Ausschuß empfiehlt, diese Mittel in keinem Falle direkt zu geben. 
Nach Möglichkeit sollten keine Einzelobjekte, sondern nur Staffeln finan- 
ziert werden. 

3. Der Ausschuß sieht in den bereits bestehenden oder in der Gründung 
begriffenen Dnanzierungsinstituten bezw. den mit der Filmfinanzierung 
bis jetzt beschäftigten Banken eine ausreichende Möglichkeit, das Höchst- 
maß dessen au Kreditmöglichkeit ausziischöpfen, was in der Ausfallbürg- 
schaft der Bundesregierung enthalten ist. 

4. Der Ausschuß ist der Überzeugung, daß nur bestimmte Prozentsätze der 
Herstellungskosten der einzelnen Filme durdi solche Ausfallbürgschaften 
übernommen werden sollten. 

5. Die Bundesregierung sollte zu keinem Filmvorhaben Hilfe leisten, bei 
dem nicht die ständige Kontrolle der Ausgaben durch eine anerkannte 
Filmtreuhandgesellsdiaft sichergestellt ist. 



